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Geſetz⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Reni hach en Preußiſchen Staaten 


5 No. 2. 


(No, 668.) Juſtruktion für die außerordentlichen Regierungsbevollmaͤchtigten bei den Unis 8 


verfitäten, Vom 18ten November 1819, 


x 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
wollen in Gemaͤßheit des Beſchluſſes Art. 2. F. I. im Protokoll der 
Deutſchen Bundesverſammlung vom 2often September d. J., deſſen Anwen⸗ 
dung Wir hiermit auch auf die Univerſitaͤt in Koͤnigsberg ausdehnen, und 
Unſerer denſelben aufnehmenden Verordnung vom 18ten Oktober d. I., uͤber 
die Obliegenheiten und Verhaͤltniſſe der fuͤr Unſere Univerſitaͤten ernannten außer⸗ 


i nn Regierungsbevollmaͤchtigten, Nachfolgendes anordnen und feſtſetzen. 
i 1 


N Da gedachtem Beſchluſſe zufolge der Regierungsbevollmaͤchtigten erſte 
Beſtimmung iſt, uͤber die ſtrengſte Vollziehung der beſtehenden Geſetze und 
Disziplinarvorſchriften zu wachen, ſo wird ihnen 

1) die forgfältigfte Aufmerkſamkeit auf die Befolgung dieſer Geſetze und 
Vorſchriften, darunter beſonders, mit Beziehung auf Art. 2. H. 3. des er⸗ 
waͤhnten Beſchluſſes, der Geſetze gegen geheime oder nicht autoriſirte Ver⸗ 
bindungen auf den Uniserſitaͤten zur Pflicht gemacht: 

2) Um fie in Stand zu ſetzen dieſer Pflicht zu genügen, ſollen, ihnen 
nicht nur alle zur Kunde der Rektoren und Senate, oder der Univerfitäts- 
gerichte gelangten Disziplinarereigniſſe ohne Ausnahme von dieſen Behoͤrden 
bekannt gemacht werden, ſondern es ſind auch die Polizeibehoͤrden verpflichtet, 
jeden zu ihrer Kenntniß gekommenen, das Betragen des akademiſchen Per⸗ 
ſonals uͤberhaupt betreffenden Fall, den Regierungsbevollmaͤchtigten anzuzei⸗ 
gen, unabhaͤngig von der Anzeige, die ſie uͤber Sachen der Art den Univer⸗ 
ſitaͤtsgerichten und andern kompetenten Behoͤrden, zu erſtatten haben. Ueber⸗ 
dem muͤſſen die Regierungsbevollmaͤchtigten ſelbſt alles anwenden, ſich in einer 
ſo genauen und vollſtaͤndigen Kenntniß des ganzen Lebens und Treibens der 
Univerſitaͤten zu erhalten, daß fie im Stande find, ſowohl zweckmaͤßig und 

Jahrgang 1819. O tref⸗ 


(Ausgegeben Berlin den 25ſten November 1819.) 


treffend, wenn es noͤthig iſt, e Uwi als auch jederzeit befrie⸗ 
digende Rechenſchaft daruͤber zu geben. 

f 3) Sie ſind verpflichtet „ auf alle zu ihrer Kenntniß gelangten und den 

akademiſchen Behoͤrden entgangenen oder von dieſen nicht genugſam beachteten 

Be „dieſelben aufmerkſam zu machen und zu ihrer Unterſuchung aufzufordern. 

4) Der Univerſitaͤtsrichter iſt ihnen allein untergeordnet, und ihnen 
ſteht in Faͤllen der akademiſchen Disziplin und Rechtspflege in Disziplinarſachen, 
wo zwiſchen jenem und dem Rektor oder Senate Verſchiedenheit der Meinun⸗ 
gen obwaltet und das Reglement fuͤr die Verwaltung der akademiſchen Ge⸗ 
richtsbarkeit auf ihre Entſcheidung verweiſet, die Entſcheidung zu. Gleiche 
falls entſcheiden ſie, wenn in polizeilichen die Univerſitaͤt betreffenden Faͤllen 
die akademiſche Behörde und die Ortspolizei nicht uͤbereinſtimmen. 

5) Sie erhalten das Recht, ſowohl ſaͤmmtlichen von den Univerſttaͤts⸗ 
behoͤrden vorzunehmenden Jurisdiktions- und Dis; ziplinarverhandlungen, als 
auch den meh beizuwohnen, und wo ſie eine Berichtigung 
oder Vervollſtaͤndigung des Verfahrens fuͤr noͤthig halten, dieſe zu veranlaſſen. 
Auch ſind ſie befugt, außerordentliche Senatsverſammlungen durch die Rek⸗ 
toren zu veranſtalten. 

6) Die Entſcheidungen der akademiſchen Gerichte in Disziplinarſachen, 
ſollen ihnen vor deren Vollziehung vorgelegt werden, und ſie haben durch 
Beiſchrift ihres Namens ihre Zuſtimmung zu demſelben zu bezeugen. Ihnen 
wird das Recht beigelegt, in Faͤllen, wo ſie gegen die Meinung der gedach⸗ 
ten Behoͤrden eine ernſtlichere Ahndung fuͤr noͤthig erachten, auf dieſe bei 
dem vorgeordneten Miniſterio anzutragen. 

7) Sie werden berechtigt, wenn die Univerſitaͤtsbehoͤrden ihren Auf⸗ 
forderungen zu Unterſuchung gewiſſer Faͤlle nicht gleich nachkommen, oder 
läſſig dabei verfahren und ihrem Anmahnen nicht Folge leiſten, ſogleich dazu 
einen Kommiſſarius aus den Ortsgerichten zu requiriren, welcher ſich der 
Sache mit Beobachtung der akademiſchen Vorſchriften zu unterziehen hat, 
Ueber Fälle: der Art muͤſſen fie ſogleich an das vorgeordnete Miniſterium ber 
richten und dieſes muß die Univerſitaͤtsbehoͤrden zur Verantwortung ziehen. 

8) Sie werden berechtigt erforderlichen Falls gemiſchte Unterſuchungs⸗ 
Kommiſſionen aus den akademiſchen Behoͤrden und der Polizei unter ihren 
Vorſitz zu ernennen. 

9) Alle Rekurſe gegen Urtheile der akademiſchen Behörden gehen 
durch fie und mit ihrem Gutachten begleitet an das vorgeordnete Miniſterium. 

100 Sie kontrolliren die Vollziehung der Strafen und muͤſſen nament⸗ 
lich darauf ſehen, daß Relegirte durch die Polizei gleich aus der Stadt ent⸗ 
fernt werden, und ſich in einem vier en von derſelben abſtehenden Um⸗ 
kreiſe nicht Aue EHE ln | 
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m a 
11) Bei allen Gelegenheiten, wo erhebliche Unordnungen der Studi⸗ 
renden zu beſorgen ſind, und wovon ſie im Voraus Nachricht erhalten, ſind 
ſie berechtigt, den Univerſitaͤtsbehoͤrden und der Polizei die Anweiſungen, 
welche ſie fuͤr erforderlich halten, zu geben und dieſe ſind ihnen in Allem, 
was die Univerſität angeht, zu folgen verbunden. Mit den Militairbehoͤrden 


treffen ſie nöthigenfalls die erforderlichen Verabredungen zur Aufrechthaltung 5 


der Ordnung. 
6 12) Bei Tumulten und andern öffentlichen Exzeſſen der Studirenden 


haben fie ſowohl die Univerſitaͤtsbehoͤrden, als auch die Polizei, ſo weit ſie 


einzugreifen fuͤr erforderlich halten, mit Anweiſung zu verſehen und noͤthi⸗ 
genfalls das Militair zu requiriren. 5 5 

13) Ueber Disziplinarfaͤlle, welche die akademiſche Lehrer ſelbſt be⸗ 
treffen, muͤſſen ſie dem vorgeordneten Miniſterio ungeſaͤumt Anzeige und 
Antraͤge machen und von ihm Inſtruktion einholen. SER 


Die Regierungsbevollmaͤchtigten ſind ferner, dem Beſchluſſe des Bun⸗ 
destages zufolge, beſtimmt, den Geiſt in welchem die akademiſchen Lehrer bei 
ihren öffentlichen und Privatvortraͤgen verfahren, ſorgfaͤltig zu beobachten und 
demſelben, jedoch ohne unmittelbare Einmiſchung in das Wiſſenſchaftliche und 
die Lehrmethode, eine heilſame auf die kuͤnftige Beſtimmung der Jugend berech⸗ 
nete Richtung zu geben. Um dieſer Beſtimmung nachzukommen, muͤſſen ſie ſich 
ö 1) Von der Beſchaffenheit der Vortraͤge der Dozenten und ihrem Geiſte 
die erforderliche Ueberzeugung verſchaffen. 2 ; 

2) Den Dozenten die noͤthigen Bemerkungen ſowohl schriftlich als muͤnd⸗ 
lich mittheilen; 55 r e Zn E run 
3) Die halbjaͤhrigen Lektionskataloge und die Verzeichniſſe der halbjaͤhrig 


gehaltenen Vorleſungen mit ihrem Gutachten begleitet dem vorgeordneten Mini⸗ i 


ſterio einreichen. 5 x 
4), Ueber jede Zulaſſung eines Privatdozenten, ſo wie über jede Anſtel⸗ 


lung und Beförderung eines Profeſſors, ſollen ſie ihr Gutachten abgeben. 


5) Die akademiſchen Inſtitute müffen fie beaufſichtigen und dafür ſorgen, 
daß ſie in einer der kuͤnftigen Beſtimmung der Studirenden zuſagenden Verfaſſung 
bleiben. g i i g 
6): Um uͤber dies alles mit den Fakultaͤten Ruͤckſprache nehmen und ihnen 
die erforderlichen Mittheilungen machen zu koͤnnen, find ſie befugt nicht allein 
den Sitzungen jeder Fakultat beizuwohnen, ſondern auch außerordentliche Vers 
ſalumlungen der Fakultaͤten durch deren Dekane zu veranlaſſen. 52 
f 11 


Weiter ſollen fie Allem, was zur Beförderung der Sittlichkeit, der guten 
Ordnung und des aͤußern Anſtandes unter den Studirenden dienen kann, ihre 
unausgeſetzte Aufmerkſamkeit widmen und muͤſſen deswegen sache Past 
92 Oo 2 I) den 
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1) den herrſchenden Geiſt und den Ton der Studirenden fortwaͤhrend be⸗ 


obachten und ſelbſt Einfluß darauf zu gewinnen ſuchen. 


2) Solche Studirende, die ſich durch unanſtaͤndige Tracht und durch 
ein unanſtaͤndiges oder anſtoͤßiges Betragen nachtheilig auszeichnen, muſſen 
fie durch die Rektoren erinnern laſſen und noͤthigenfalls ſorgen, daß ſie durch an⸗ 
gemeſſene Disziplinarmittel zur Aenderung ihres Betragens veranlaßt werden. 


3) Auf die Entfernung derer, welche auf die Sitten und den Geiſt der 
übrigen einen nachtheiligen Einfluß haben, muͤſſen fie bei dem vorgeordneten 
Miniſterio anfragen, find aber berechtigt in dringenden Fällen. die Entfernung 
ſolcher Individuen, unter Vorbehalt der Verantwortung ſelbſt anzuordnen. 

4) An der Verleihung der Freitiſche und übrigen akademiſchen Benefizien 
ſollen ſie den Antheil nehmen, daß alle Kollatiansdekrete ihnen vorgelegt wer: 
den, und ſie durch Beiſetzung ihres Namens ihre Zuſtimmung bezeugen. Sie 
haben darauf zu ſehen, daß nur Wuͤrdige dergleichen Wohlthaten erhalten und 
genießen. Deswegen ſoll auch von dem vorgeſetzten Miniſterio keinem Studi⸗ 
renden eine Unterſtuͤtzung bewilligt werden, dem nicht ſeine Wuͤrdigkeit dazu von 
dem Regierungsbevollmaͤchtigten bezeugt iſt. 

5) Alle den Studirenden von den Rektoren und den Fakultaͤten zu ertheilen⸗ 
den Zeugniſſe muͤſſen fie mitzeichnen. N 5 a 

6) Sie ſollen darauf ſehen, daß völlig genaue Ab⸗ und Zugangsliſten 
der Studirenden gehalten und ihnen fortlaufend vorgelegt werden. Hierbei 
muͤſſen ſie darauf Acht haben, daß keine von andern Univerſitaͤten Relegirte, 
auch keine von einer andern Univerſitaͤt kommenden und nicht mit einem von deren 
Regierungsbevollmaͤchtigten mit unterſchriebenen Zeugniß verſehenen Studen⸗ 
ten aufgenommen werden. 

i 7) Sie haben regelmäßig monatlich Bericht über die Disziplinar⸗Ereig⸗ 
niſſe, den herrſchenden Geiſt und die Beſchaffenheit der Sitten auf der Univer⸗ 
ſitaͤt an das vorgeſetzte Miniſterium zu erſtatten, erhebliche Vorfälle aber dem⸗ 
ſelben außerordentlich ohne Verzug anzuzeigen. 

I ders hen 

Da es den Ober = Prafidenten in den Provinzen wegen ihrer übrigen aus⸗ 
gedehnten Geſchaͤfte und häufigen Abweſenheit nicht wohl möglich ſeyn würde, 
den an die Regierungsbevollmaͤchtigten zu machenden, ſehr ins Einzelne gehen: 
den Forderungen vollkommen zu entſprechen, ſo wollen Wir die Beſtimmung im 
$. 16. der Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden 
vom Zoften April 1815., wonach jeder Ober-Praͤſident Kurator in der ihm 
anvertrauten Provinz befindlichen Univerſitaͤt ſeyn ſoll, und die beſtehenden Ku- 
ratorien der Univerſitaͤten überhaupt, auf ſo lange, als die gegenwärtige Mans: 
regel dauert, hiermit aufheben. Es werden demnach 5 


J) Die 


fügen Wehen, 


. 


1) Die Regierungsbevollmaͤchtigten an den Univerſitaͤten, welche Kura⸗ 
toren haben, ſo lange an die Stelle der letztern treten, und auf dieſelben gehen 
daher auch alle den Kuratoren in den ihnen bereits ertheilten Inſtruktionen gege⸗ 
benen Obliegenheiten und Befugniſſe in den übrigen Wa iets enen 


ten uͤber. 


2) Dieſelben Obliegenheiten und Befugniffe werden hiermit auch dem Re⸗ 
gierungsbevollmaͤchtigten bei der Univerſitaͤt Halle zugeſprochen, welchen 
das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten hier: 
nach noch mit weiterer Inſtruktion verſehen wird. 

3) Gedachtem Miniſterio bleibt es vorbehalten, da von ihm unmit⸗ 
telbar die Kuratorialgeſchaͤfte der hieſigen Univerſitaͤt wahrgenommen werden, 
dieſe auf den Regierungs-Bevollmaͤchtigten ſo weit zu uͤbertragen, daß er 
gehoͤrig zum Wohl der Univerſitaͤt einwirken und ſeine Beſtimmung go 
erfüllen koͤnne. - 


40 Die Univerfität in Greifswald bleibt bis zu ihrer beendigten neuen 
Organiſation in ihrem bisherigen Verhaͤltniß zu ihrem Kanzler, welcher jedoch 
die den Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten gegebene Beſtimmung nach der ihm 
von Unſerm Miniſterio fuͤr den oͤffentlichen Unterricht zugehenden Inſtruktion 
im Allgemeinen wahrzunehmen hat. 


Den Oberpraͤſidenten bleibt uͤbrigens die BN ſo viel als nur 
immer möglich, zum Beſten der Univerſitäten und zur Erreichung des Zweckes 
bei der Anſtellung der Regierungs-Kommiſſarien mitzuwirken. Wir erwarten, 
daß fie allen Einfluß ihrer Stellung dazu aufbieten und die Regierungs- 
Kommiſſarien mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln kraͤftigſt unter⸗ 


* * ) . 
Die Regierungs-Bevollmaͤchtigten ſtehen im Allgemeinen in denſelben 
Verhaͤltniſſen wie die Kuratoren der Univerſitaͤten. Sie ſind demnach 


I) in Beziehung auf dieſelben als die Stellvertreter des ihnen vorge⸗ 
ſetzten Miniſterii zu betrachten, und es muß ihnen deswegen von den akade— 
miſchen Behoͤrden und Perſonen willig Folge geleiſtet, auch muͤſſen ihnen alle 
Berichte gedachter Behoͤrden, imgleichen die Berichte der Direktoren und 
Vorſteher der akademiſchen Inſtitute, Sammlungen und Apparate vorgelegt 
werden, wobei es ihnen frei ſteht, ſelbige unter bloßer Beiſchrift ihres Na⸗ 
mens weiter zu befoͤrdern, oder auch mittelſt beſonderer Berichte zu uͤberreichen. 
f 2) Sie find dem Miniſterio der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizi⸗ 
nal⸗ Angelegenheiten unmittelbar untergeordnet, erſtatten an dieſes allein alle 
ihre Berichte, indem demſelben uͤberlaſſen bleibt, in e Ballen 
mit andern dabei intereſſirten Miniſterien zu verhandeln. 45 

! en 
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Eben ſo erhalten ſie auch nur von dem erſtgedachten Miniſterio alle 
Auftrage und Reſolutionen, und werden hiermit angewieſen, den Verfuͤgungen 
dieſer Behoͤrde in allen Stuͤcken puͤnktlich und ohne Aufſchub nachzukommen. 

3) Sie ſollen in Stand geſetzt werden, das für ihre Geſchaͤfte nöthige 
Dienſtperſonal zu halten, doch ſollen ihnen Auch erforderlichen Falls alle Sub⸗ 
alternen der Univerſitaͤten zu Gebote ſtehen. 


Nach dieſen Feſtſetzungen haben ſowohl die Regierungsbssätmääifigten | 
ſelbſt, die Univerfitäten und ihre Behörden, als auch die in vorkommenden | 
| 


Faͤllen mitzuwirken angewieſenen polizeilichen, richterlichen und militairiſchen 
Behörden, ſich ſtreng zu achten. Letztere ſind hierzu von den ihnen vorge⸗ 
ſetzten Miniſterien anzuhalten, das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal-Angelegenheiten aber hat im Allgemeinen, wie in Hinſicht auf 
die Regierungsbevollmaͤchtigten und die Univerſitaͤten e daruͤber zu 
halten, daß obige Vorſchriften genau befolgt werden. 


Gegeben Berlin, den 18ten November 1819. | | 


e bee ü HER en, 
. dun e, Hardenherk. 


Go. 566.) Reglement fur die kuͤnftige Verwaltung der akademiſchen Disziplin und Peg 
Gewalt bei den le 3 18ten Beer 1819. 


Wi Sede Wilhelm, von Gottes onder, Kön von 
g Preußen ꝛc. dc. 


haben Uns uͤberzeugt, daß die bisher auf Unſern Univerſitaͤten Ruͤckſichts 
der Verwaltung der akademiſchen Disziplin und Polizei -Gewalt beſtande⸗ 
nen Einrichtungen nicht uͤberall den gehofften Erfolg gehabt haben. Die 
Rektoren und Senatoren Unſerer Univerſitaͤten, in deren Haͤnden ſich bisher: 
bie akademiſche Disziplin und Polizei⸗ Gewalt konzentrirte, ſtanden nicht in; 
der nothwendigen Verbindung mit den Orts⸗Polizeibehoͤrden und die jaͤhrlichen 
Veränderungen in dem mit jenen akademiſchen Wuͤrden bekleideten Perſonale 
verhinderten eine gleichfoͤrmige Ausuͤbung der den Univerſitaͤten verliehenen 
Disziplinar« Gewalt Wir haben daher beſchloſſen, bei jeder Unſerer Uni⸗ 
1 99 verſitaͤ⸗ 


verſitaͤten ſtatt des bisherigen Syndikus einen eignen Univerſitaͤtsrichter anzu⸗ 
ſtellen, und dieſem hauptſaͤchlich die Verwaltung der akademiſchen Disziplin 
und Polizei⸗Gewalt zu uͤbertragen. Dem gemäß verordnen Wir, indem 
Wir alle dem gegenwartigen Reglement widerſprechende Beſtimmungen Unſers 
Reglements vom 28ſten Dezember 18 10., wegen Einrichtung der akademi⸗ 
ſchen Gerichtsbarkeit bei den Univerſttaͤten, und der Unſern Univerſitaͤten bis⸗ 
cher ertheilten Statuten hierdurch ausdruͤcklich abaͤndern und aufheben, hiermit 
Solgendes n r e anti! N 
§. 1. Die durch das Edikt vom 28ſten Dezember 1810. den Univer⸗ 
fitäten anvertraute akademiſche Disziplin und Polizei⸗Gewalt wird, nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Faͤlle, von dem Rektor oder dem Univerſitaͤtsrichter oder dem 
akademiſchen Senat ausgeuͤbt. FFFFFFFFPP ee 
F. 2. Dem Rektor allein gebührt die Ausuͤbung der Disziplin, ſo 
weit fie ſich uͤber die Sitten und den Fleiß der Studirenden erſtreckt, und här- 
tere Magsregeln als Ermahnungen und Verweiſe nicht erfordert. Schrift⸗ 
liche Verhandlungen finden in dieſen Faͤllen nicht Statt, doch iſt der Rektor 
verpflichtet, in einer kurzen Regiſtratur die von ihm gewaͤhlte Maasregel, die 
Veranlaſſung zu derſelben, ſo wie den Vornamen, Namen, das Vaterland 
des dadurch Betroffenen und die Fakultat, zu welcher derſelbe gehoͤrt, aufzu⸗ 
zeichnen, und dieſe Regiſtratur dem Univerſitaͤtsrichter und dem Dekan der 
Fakultät, zu welcher der Betroffene gehört, nachrichtlich vorlegen zu laſſen. 
§. 3. Wenn wegen Unfleißes oder unſittlichen Betragens, ungeachtet 
ſolches in einer Verletzung der allgemeinen Landesgeſetze und Verordnungen 
noch nicht beſteht, dennoch haͤrtere als die H. 2. bemerkten Strafen nothwendig 
werden, z. B. Beraubung der unter der Verwaltung des akademiſchen Senats 
ſtehenden Benefizien, Freitiſche und Stipendien, oder Verweiſung von der 
Univerſitaͤt, fo tritt das unter F. 10. sqg. bemerkte Verfahren ein. f 
F. 4. Streitigkeiten unter den Studirenden ſelbſt, ſo lange ſie nicht 
in Thaͤtlichkeiten uͤbergegangen, werden zunaͤchſt von dem Rektor allein eroͤr⸗ 
tert; inſofern ihm aber deren guͤtliche Beilegung nicht gelingen, oder, ſeiner 
Anſicht nach, einer der Theilnehmer eine härtere Strafe aks einen bloßen 
Verweis verwirkt haben ſollte, iſt er verbunden, die weitere Verhandlung 
dem Univerſitaͤtsrichter zu uͤberlaſſen. e 
F. 5. Die Ernennung des Univerſitaͤtsrichters geſchieht von Unſerm 
Miniſterio der, geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten mit 
Zuſtimmung Unſers Juſtiz-Miniſterü und Unſers Miniſterii zur Reviſion der 
Geſetzgebung u. ſ. w. für die Univerſitaͤt Bonn. Der Univerſitaͤtsrichter ſoll 
in der Regel dieſelbe Qualifikation zur Verwaltung des Richteramtes haben, 
welche Wir von den Mitgliedern Unſerer Ober⸗Landesgerichte, nach naͤherer 
Anweiſung der allgemeinen Gerichtsordnung, erfordern. Er darf weder aka⸗ 
Ani demiſcher 


I 
95 
N 
X 
ur 
a N 
5 
0 


= 20 = 


demiſcher Lehrer noch Privatdozent ſeyn, hat aber den Rang der ordentlichen 


Profeſſoren. Er iſt Mitglied des akademiſchen Senats und nimmt in dem⸗ 


ſelben, ſo wie bei feierlichen Aufzuͤgen, die Stelle zur Linken des jedesma⸗ 
ligen Rektors ein. Er iſt befugt in Sachen ſeines Aintes dem Sekretair und 


den Unterbeamten der Univerfität Auftrage und Anweiſungen zu ertheilen, und 


ſteht ſeinerſeits zunaͤchſt unter dem Regierungs-Bevollmaͤchtigten bei der Uni⸗ 
verſitaͤt, welcher in alles Sachen, worin es auf Kenntniß der Geſetze und 
der Landesverfaſſung ankommt, ihm Gutachten abzufordern und Auftraͤge 
zu geben berechtigt iſt. Nee ET 


K. 6. Der Univerfitätsrichter iſt zugleich Rechtskonſulent der Univer⸗ 
ſitaͤt, und als ſolcher dafuͤr verantwortlich, daß die Beſchluͤſſe und Verhand⸗ 
lungen des akademiſchen Senats, nach Inhalt und Form, den beſtehenden 
Geſetzen und der Verfaſſung vollkommen gemaͤß ſind. Er hat daher in allen 
hieher einſchlagenden Gegenſtaͤnden ein Votum decisivum gleich den andern 
Senatsmitgliedern. Es ſteht ihm auch frei, wenn er glaubt, daß der Be⸗ 
ſchluß der Pluralitaͤt des Senats ſich nicht vertreten. laſſe, die obwaltende 
Differenz zur Entſcheidung des Regierungs-Bevollmaͤchtigten zu bringen. 


In ſolchen Fällen findet nur eine muͤndliche Deliberation Statt, bei 
welcher die Pluralitaͤt des Senats durch zwei von ihm erwaͤhlte Deputirte 
vertreten wird. Der Richter haͤlt dem Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten dann 
Vortrag, der durch die Deputirten noͤthigenfalls ergaͤnzt wird, und nur der 
Beſchluß des Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten wird, von ihm vollzogen, nieder⸗ 


geſchrieben. 


In den Rechtsangelegenheiten der Univerfitaͤt dieſe vor Gericht zu 
vertreten iſt der Richter nicht verbunden, er iſt vielmehr befugt, gemein⸗ 
ſchaftlich mit dem Rektor der Univerfität einen Bevollmächtigten zu beſtellen, 
über deſſen Auswahl er ſich mit dem Senate vereinigen, und den er, nach 
vorgaͤngiger Ruͤckſprache mit demſelben, mit der noͤthigen Information ver⸗ 
ſehen, und Hinſichts des Betriebes des Prozeſſes fortgeſetzt kontrolliren muß. 
g §. 7. Wo der Univerſitaͤtsrichter zugleich die Jurisdiktion auf den aka⸗ 
demiſchen Guͤtern verwaltet, liegen ihm in dieſer Hinſicht die durch die allge⸗ 
meine Gerichtsordnung den Juſtitiarien vorgeſchriebenen Pflichten ob. 


9.8. Bei Verwaltung der eigentlichen akademischen Disziplin und 


Polizeigewalt verfaͤhrt der Univerſitaͤtsrichter vollig ſelbſtſtaͤndig | 
a) bei allen Civilklagen gegen Studirende, deren Gegenſtand lediglich pe⸗ 
kuniair iſt, N 
b) bei allen leichteren Vergehen, deren Strafe nur in Verweis oder in 
Karzerſtrafe bis zu vier Tagen beſteht. 
N N Es 


Es werden daher alle Civilklagen, ſo wie alle Anzeigen gegen Stu⸗ 
dirende wegen Verletzung der Polizeiverordnungen und Strafgeſetze bei dem 
Univerſitaͤtsrichter angebracht, an den auch der Reklor dieſelben ſofort abzu⸗ 
geben verbunden iſt, falls fie zufätlig in feine Haͤnde gekommen ſeyn ſollten. 
Der Univerſitaͤtsrichter iſt verbunden, zunaͤchſt zu pruͤfen, ob der Gegenſtand 
der Anzeige an die akademiſchen oder orde ntlichen Gerichte gehört, und letzteren 
Falls verbunden, die Anzeige ſofort dorthin abzugeben. Er behaͤlt jedoch ent⸗ 
weder Abſchrift derſelben zuruͤck, oder wenn die Sache hierzu zu weitläuftig ſeyn 
follte, regiſtrirt er aus den durch feine Haͤnde gehenden Verhandlungen deren 
weſentlichen Inhalt, damit auf den Grund derſelben in der naͤchſten Senats⸗ 
ſitzung oder bei beſonders wichtigen Faͤllen in einer von dem Rektor zu veran- 
ſtaltenden außerordentlichen Verſammlung gepruft werden koͤnne, ob es etwa 
beſonderer Disziplinarmansregelm beduͤrfe. Gehoͤrt die Sache aber vor das 
akademiſche Gericht, ſo iſt der Univerfitätsrichter in den oben ad a. und b. 
angegebenen Faͤllen befugt, fie ſelbſtſtaͤndig zu unterſuchen und zu entſcheiden. 

Es ſteht ihm aber frei, den Rektor, Dekan der betreffenden Fakultaͤt, 
oder jedes andere Mitglied der Univerſitaͤt, deſſen Anweſenheit bei der Unter⸗ 
ſuchung er aus beſondern Umſtaͤnden etwa für nuͤtzlich haͤlt, um Beiwohnung 
der Termine zu erſuchen, und dieſen Mgsziſttteen nt von den Requirirten 
unweigerlich Folge geleiſtet werden. 


Dagegen ſteht es auf der andern Seite jedem u des Senats frei, 
in ben Terminen gegenwärtig zu ſeyn, und dem Univerſitaͤtsrichter ſeine Bemer⸗ 
kungen, jedoch ohne alle weitere Einmiſchung, mitzutheilen. 


ö F. 9. Iſt der Univerfitätsrichter der Meinung, daß nach Lage der bes 
endigten Ausmittelungen ein bloßer Verweis hinreiche, ſo giebt er die Verhand⸗ 
lungen an den Rektor zuruͤck, dem, renn er der Anſicht des Richters beitritt, 
die Ertheilung des Verweiſes uͤberlaſſen bleibt. Weicht die Anſicht des Rek⸗ 
tors von der des Richters ab, und findet keine Vereinigung zwiſchen beiden nach 
gegenſeitiger Berathung Statt, ſo traͤgt der Rektor die Sache dem verſammel⸗ 
ten Senate bei der naͤchſten Sitzung vor, und der Beſchluß der Pluralität des 
Senats entſcheidet in dieſem Falle unbedingt. 
$. 10. Bei allen größeren Vergehen, wo die vermuthliche Strafe 
viertaͤgige Inkarzeration uͤberſteigt, wird die Unterſuchung zwar von dem Uni⸗ 
ver ſitätsrichter gleichfalls ſelbſtſtaͤndig nach §. 8. geleitet, er iſt jedoch verbun⸗ 
den, zu den Terminsverhandlungen den Rektor zuzuziehen, der ſich in Ver⸗ 
hinderungsfaͤllen den Rektor des naͤchſtvorigen Jahres oder, wenn auch dieſer 
verhindert wird, den Dekan, oder, wenn auch dieſer verhindert wird, einen 
Profeſſor ördinamus der Fakultaͤt, zu welcher der Angeſchuldigle „ zu 
ſubſtituiren berechtigt iſt. 
Jahrgang 1819. BN 8 I. 
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F. II. Als größere Vergehen, jedoch mit den Beſchraͤnkungen, welche 

das Edikt vom 28ſten Dezember 1810. F. 9. enthaͤlt, ſollen ohne Ausnahme 

N 8 3 „ 

betrachtet werden: 0 Bun ud f . 

| Duelle unter Studenten bei denen keine erhebliche Verwundung oder 
Verſtuͤmmelung vorgefallen, a Zu he 1985 

Realinjurien, HEREIN 

Stoͤhrung der Ruhe an öffentlichen Orten, 


Beleidigungen einer Obrigkeit, i 
Beleidigung eines Lehrers, Ruͤckſichts ihrer nur disziplinellen Folgen. 
Aufwiegelei , r REIN f e 
Rottenſtiftung unter Studenten, a 19 
Verrufserklaͤrung oder Ausfuͤhrung einer Verrufserklaͤrung, 
Theilnahme an geheimen oder nicht authoriſirten Verbindungen. 
H. 12. Auch die Entſcheidung erfolgt in den HH. 10. und Lr. beſtimm⸗ 
ten Faͤllen, ſobald ſie nicht auf Ausſchließung von der Univerſikaͤt ausfaͤllt, ſelbſt⸗ 
ſtändig durch den Univerſttatsrichter, jedoch nach vorgaͤngigem Vortrage im 


7 


8. Sobald von dem Richter oder einem andern Senatsmitglied 
guf Ausſchließung von der Univerität, ſey es nun durch Exclusion, Consillum } 


ſich nicht fügen zu können glaubt, auf die Entf heidung des Negierungsbevoll⸗ 


4 


neten Sgchen, auch die Erkenntniſſe werden von dem Univerſttätsrichter allein 
unterſchrieben. „ ee e 
ER | I & 5 % 1 5 5 18 * 5 Fe Dt RR 15. 
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F. 18. Alle Ausfertigungen, an denen der Univerſitäͤtsrichter Theil 
nimmt, werden von dem Sekretarius kontraſignirt; das Protokoll in den Ter⸗ 
mipänerhanbiungen führt ber. Kanzelliſt und Regiſtrator der Univerſitäͤt. 


F. 16. Der im H. 13. des Reglements vom 28ſten⸗ Dezember 1810. ge⸗ i 
gen Entſcheidung des Senats in Disziplinarſachen nachgelaſſene Rekurs muß, 
wenn auf Relegation erkannt iſt, binnen vier Tagen, und gegen andere Diszi⸗ 
plinarſtrafen binnen 48 Stunden, bei Vermeidung der Praͤkluſion, ergriffen 
werden. Im letzteren Falle kann das Miniſterium der geiftlichen, Unterrichts— 


und Medizinalangelegenheiten der Strafe eine Verſchaͤrfung hinzufuͤgen, wenn. 
der Rekurs zur Ungebuͤhr ergriffen iſt. In Anſehung der durch das gedachte 


Geſetz nachgelaſſenen Aber ie in Civilſachen bleibt es bei den Lücgeteües 
Friſten. 

$. 17. Der Rektor ſowohl als der Iniserſttäͤtsrichter ſind verpflichtet, 
in jeder Senats-Sitzung von allen Sachen Nachricht zu geben, welche von ih⸗ 
nen nach HH. 2. 4. 8. 9. 5 der 5 Sitzung entſchieden wor⸗ 5 
den find. = i 

H. 18. Die Sorge fir die Vollſtreckung der Strafen liegt dem Richter 
ob, der inſofern von Inkarzerarion die Rede iſt das . des Dekans der 
Fakultät des zu Beſtrafenden daruͤber hören muß, wie die Strafe ohne zu gro⸗ 
ßen Nachtheil fuͤr das Studium des zu Beſtrafenden zu vollſtrecken ſey. Dem 
Richter gebuͤhrt daher auch die Aufſicht uͤber die zweckmäßige N des 
Karzers und über Befolgung der Karzerordnung. 

H. 19. Haͤlt der Richter im Laufe der Unterſuchung die Verhaftung 
eines Studirenden fuͤr e „ fo muß er darüber, wenn nicht Gefahr auf 
dem Verzuge haftet, mit dem Rektor und Dekan zuvörderſt Ruͤckſprache nehmen, 
weichen beide von ſeiner Anſicht ab, ſo entſcheldet nach F. 0. der Regierungs⸗ 
bevollmaͤchtigte, auf welchen ihrerseits Rektor und Dekan provoziren koͤnnen, 
wenn der Richter die von ihnen behauptete Nothwendigkeit der e nicht 
anerkennen will. 

$- 20. In allen Angele genfeiten, wo außer dem pekuniairen Intereſſe 
noch ein disziplinelles eintritt, iſt nach $. 10. die Art des Verfahrens davon 
abhaͤngig, ob Ruͤckſichts des letztern eine härtere als viertaͤgige Karzerſtrafe 
zu erwarten iſt; die Emſcheidung er das pekuniaire Intereſſe e auf 
jedem Fall dem Richter allein 
§. 21. Dem Univerfitätsrichter ke die Benutzung der untern Polizei⸗ 
beamten des Orts für die von ihm zu⸗ führenden Unterſuchungen, unter Rick 
ſprache mit den Ort⸗Cheſs derſelben, frei. Zu Mittheilungen zwiſchen dieſem und 
dem Univerſitaͤtsrichter bedarf es keiner foͤrmlichen Schreiben, die Verhandlun⸗ 
gen 


gen werden vielmehr gegenfeitig in originali brevi manu mitgetheilt, und 
mit den Originalvermerken, welche erbeten worden, zurückgegeben. 

F. 22. Der Richter ſoll uͤberhaupt das Organ ſeyn, durch welches der 
Rektor und Senat mit den Ortspolizeibehoͤrden in Verbindung tritt, es muß 
daher in allen Angelegenheiten, bei welchen ein polizeiliches Intereſſe Statt 
findet, insbeſondere alſo uber die Anträge der Studirenden auf Zulaſſung 
öffentlicher Aufzuͤge, der Veranſtaltung von Baͤllen und Konzerten, zwiſchen 
dem Rektor und Richter und, wenn dieſe ſich über die Zulaſſung vereinigt haben, 
zwiſchen dem Richter und dem Chef der Ortspolizeibehoͤrde berathen werden. 
Der Regierungsbevollmaͤchtigte entſcheidet, wenn bei den Berathungen keine 
Vereinigung Statt findet. 

$. 23. Der Richter muß wöchentlich dem Regierungsbevollmaͤchtigten 
eine Ueberſicht der eingegangenen und der beendigten Klagen und Anzeigen 
einreichen, in welche auch die nach F. 2. von dem Rektor aufgenommenen 
Regiſtraturen aufzunehmen ſind. Das Schema hierzu wird ihm der Regie⸗ 
rungsbevollmaͤchtigte mittheilen. Es iſt damit eine Anzeige von der geſchehenen 
Vollſtreckung der Urtheile zu verbinden. Bei Vorfaͤllen unter Studirenden 
die am Orte ein beſonderes Aufſehen erregt haben, muß die Anzeige an den Re⸗ 
gierungsbevollmaͤchtigten ſogleich erfolgen, mit beſtimmter Bezeichnung des be⸗ 
reits Feſtſtehenden und des zur Zeit noch unverbuͤrgt bekannt Gewordenen. 

§. 24. Der Univerſttaͤtsrichter iſt befugt und verpflichtet, geſetzlich 
zulaͤſſige Schuldkontrakte der Studirenden aufzunehmen, auch die, ſtudirenden 
Auslaͤndern in ihren Privatangelegenheiten etwa noͤthigen gerichtlichen Beglau⸗ 
bigungen zu ertheilen, und ſollen dieſe Verhandlungen, fuͤr welche er aber 
in keinem Falle eine Taxe erheben darf, gerichtlichen Glauben haben. 5 

Nach dieſer Verordnung, welche zu Jedermanns Wiſſenſchaft durch 
Unſere Geſetzſammlung oͤffentlich bekannt gemacht werden ſoll, haben alle, 
die es angeht, beſonders alle Univerſitaͤten und Staatsbehoͤrden ſich zu 
achten. 


Gegeben Berlin, den 18ten November 1819. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


